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Ognian N. Hishow∗∗∗∗   

EU-Osterweiterung:  
Anhaltendes West-Ost-Wohlstandsgefälle  

Wird es eine Ost-West-Wirtschaftskonvergenz geben? 
Als der ehemalige RGW-Raum wirtschaftlich zusammenbrach, wurde ein großes 
Einkommens- und Produktivitätsgefälle zwischen Ost- und Südosteuropa einer-
seits und der EU andererseits sichtbar. Die geeignete Voraussetzung, dieses durch 
anhaltend hohes Wachstum rasch zu überwinden, schien ein Beitritt der neuen 
Marktwirtschaften zur Europäischen Union zu sein.  

Auch die westeuropäische Wirtschaft, die in den letzten Jahren unter einer 
anhaltenden Wachstumsverlangsamung (insbesondere in Deutschland, Italien und 
Frankreich) leidet, erhofft sich mittel- bis langfristig einen wachstumsfördernden 
Beitrittseffekt: Die EU-Mitgliedschaft der Ost- und Südosteuropäer soll sich in 
einem günstigen Kosten-Nutzen-Verhältnis niederschlagen. Allen voran die deut-
sche Investitionsgüterindustrie, aber auch die Lebensmittelindustrie und einige 
Dienstleistungsbereiche wie Banken und Telekom, sehen Expansionsmöglichkei-
ten in die aufstrebenden neuen Ostmärkte mit ihrem bedeutenden Nachfragepo-
tential.  

Vorerst haben die Herausforderungen zugenommen: Der jüngste Beitritt von 
mehreren relativ rückständigen Volkswirtschaften hat das Entwicklungs- und Ein-
kommensgefälle innerhalb der EU ausgeweitet. Die Bevölkerungszahl hat am 1. 
Mai 2004 um 20%, die Wirtschaftsleistung (BIP) lediglich um ca. 5% zugenom-
men. Das Pro-Kopf-Einkommen in der erweiterten Union ist nun um gut 12% ge-
ringer als in der früheren EU-15.  

Zugleich verzeichnete die Integration der MOEL/SOEL in die EU-Wirtschaft 
in der jüngsten Vergangenheit Erfolge: Nach der Umorientierung ihres Außen-
handels schoben sich einige der mittelost- und südosteuropäischen Volkswirt-
schaften, allen voran die drei Großen unter ihnen (Polen, Tschechien und Un-
garn), auf der Liste der Handelspartner Deutschlands vor manches westeuropäi-
sche Land. Gegenwärtig belegen Polen und die Tschechische Republik bereits 
Rang 10 und 11 unter den Abnehmern deutscher Exporte, dicht gefolgt von Un-
garn.  

Wichtiger als der Handel ist jedoch ein ständiger Prozeß gegenseitiger Ver-
flechtung des zurückgebliebenen ost- und südosteuropäischen mit dem entwickel-
ten westeuropäischen Wirtschaftsraum. Im Ergebnis der Ost-West-Integration soll 
der Osten in die Lage versetzt werden, nachhaltig höhere Wachstumsraten als der 
Westen zu erzielen und die Einkommensparität mit ihm zu schaffen. Das ist kein 
Wunschdenken: In der Alt-EU gibt es Präzedenzfälle eines überdurchschnitt-
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lichen Wachstums in Ökonomien mit geringerem Einkommensniveau sowie einer 
erfolgreichen Annäherung an den Durchschnitt der EU-Wirtschaft. In den 80er 
Jahren holte Spanien auf und in den 90er Jahren erzielte Irland eine spektakuläre 
Wirtschaftsdynamik. Zwischen 1995 und 2000 nahm die Wirtschaftsleistung der 
"Grünen Insel" jährlich um real 10% zu; das Wachstum blieb auch danach auf 
hohem Niveau. Die Arbeitslosigkeit wurde überwunden und der Lebensstandard 
spürbar verbessert: Lag 1991 das Pro-Kopf-Einkommen in Irland noch bei 76% 
des EU-15–Durchschnitts, machte es 10 Jahre später über 100% aus – mit weiter 
steigender Tendenz. Auch Finnland gelang es in den 90er Jahren, die Wirt-
schaftskrise nach dem Kollaps der Sowjetunion erfolgreich zu überwinden und 
mit die höchsten Wachstumsraten in der EU zu erreichen. Es orientierte seine 
Wirtschaftsbeziehungen nach Westeuropa um und besetzte wichtige Spezialisie-
rungsnischen, insbesondere im rasch expandierenden Mobilfunksektor.  

Diese Perspektive steht auch den "Neuen" offen und ihre Hoffnung, bald den 
Anschluß an den EU-Wohlstand zu schaffen, fußt auf einem antizipierten Wachs-
tumsvorsprung. Aus der Sicht der Wachstumstheorie ist diese Hoffnung nicht un-
realistisch, ungeachtet der schwierigen Ausgangslage: Ausgehend von den jewei-
ligen aktuellen Einkommen je Einwohner zu Kaufkraftparitäten und den Wachs-
tumsraten, können die potentiellen Aufholzeiträume größer oder kleiner ausfallen 
(Tabelle 1, siehe S. 599). Eine Fortschreibung des bisherigen Wachstumstrends 
von 4% p.a. in der Region als Ganzes läßt allerdings auf relativ lange Konver-
genzzeiten schließen. Rechnerisch bedeutet das, daß manche Länder erst in einer, 
andere in zwei Generationen auf ein Pro-Kopf-Einkommen wie in Westeuropa1 
hoffen können. Noch schwieriger dürfte es werden, die USA einzuholen. 

Das anfängliche gravierende West-Ost-Wirtschaftsgefälle ist aber – wenn 
sich die Marktkräfte entfalten – die beste Voraussetzung für eine erfolgreiche rea-
le Konversion. Infolge der Kapitalmobilität fließen aus der kapitalreichen Region 
"West" Investitionen ins kapitalarme Gebiet "Ost/Südost" mit seinen höheren 
Renditen und sorgen für einen Ausbau der Kapitalausstattung pro Arbeiter und 
für Produktivitätswachstum. Aus ihm folgt ein Ausgleich der Faktor- und Güter-
preise, einschließlich der Löhne, die sich auch ohne Arbeitsmobilität allmählich 
angleichen.  

Bis Anfang der 90er Jahre waren Europa-Ost und Europa-West voneinander 
relativ isolierte Regionen mit geringer Handels- und praktisch ohne Kapitalver-
flechtung. Arbeitsmigration fand de facto ebenfalls nicht statt. Voneinander iso-
lierte Regionen produzieren unter Anwendung unterschiedlicher Technologien, 
haben eine in der Regel voneinander abweichende Ausstattung mit Kapital und 
Arbeit und weisen unterschiedliche Produktivitäts- und Einkommensniveaus auf.  
Die Situation ändert sich, wenn sich "Ost/Südost" und "West" für gegenseitige In-
tegration entscheiden.  

                                                        
1 In Tabelle 2 (siehe S. 608) dient Deutschland als Vergleichsbasis für die EU-15, da sein 

Pro-Kopf-Einkommen Ende 2003 exakt im Durchschnitt der Alt-Union lag.  
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Tabelle 1: Konvergenzzeit bezüglich Westeuropa und der USA 
in Abhängigkeit von Einkommensniveau und Wachstumsrate 

 

Platz auf 
Weltrang- 

liste* 

Land BIP/Kopf 
2002 
US-$ 

Notwendige Jahre, um 
Deutschland einzuholen 
bei einer Wachstumsrate

p. a. von 

Notwendige Jahre, um  
die USA einzuholen  

bei einer Wachstumsrate 
p. a. von 

1 USA 37 600 4% 5% 6% 4% 5% 6% 

18 Deutschland 26 600 - - - k. A. k. A. k. A. 

Beitrittsländer 

47 Slowenien 18 000 19,7 13,2 10,0 49,5 29,8 21,4 

51 Malta 17 000 22,6 15,1 11,4 53,3 32,1 23,1 

53 Tschechien 15 300 27,9 18,7 14,1 60,4 36,4 26,1 

54 Zypern 15 000 28,9 19,4 14,6 61,7 37,2 26,7 

59 Ungarn 13 300 35,0 23,4 17,7 69,8 42,1 30,2 

61 Slowakei 12 200 39,4 26,4 19,9 75,6 45,6 32,7 

67 Estland 10 900 45,1 30,2 22,7 83,2 50,1 36,0 

76 Polen 9 500 52,0 34,8 26,3 92,4 55,7 40,0 

86 Litauen 8 400 58,2 39,0 29,4 100,7 60,7 43,6 

87 Lettland 8 300 58,8 39,4 29,7 101,5 61,2 43,9 

Anwärterländer 

96 Rumänien 7 400 64,6 43,3 32,6 109,2 65,8 47,3 

98 Türkei 7 000 67,4 45,2 34,0 112,9 68,1 48,9 

101 Bulgarien 6 600 70,4 47,2 35,5 116,9 70,5 50,6 
 
*ohne Luxemburg; Annahme: konstante jährliche BIP-Wachstumsraten für Deutsch-
land 2%, für die USA 2,5% p. a.  
Quelle: Weltbank 
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Nach dem Beitritt am 1. Mai 2004 wird der Ostteil in die vier Freiheiten2 der EU 
nur partiell einbezogen. Während ungehinderter Güter-, Dienstleitungs- und Kapi-
talverkehr bereits vor dem Beitritt erzielt waren, wird die ungehinderte Arbeits-
kräftewanderung erst allmählich zugelassen. Dies mag aus Gerechtigkeitserwä-
gungen kritikwürdig sein, doch muß die Integration ohne Arbeitsmobilität ceteris 
paribus nicht negative Auswirkungen auf den Aufholprozeß haben:  

Es kann erwartet werden, daß sich innerhalb der Sektoren und Industrien in 
Ost und West als erstes die Zinsspreads verringern, weil der Markt unter den Be-
dingungen des freien Kapitalverkehrs solange Investitionen in die unterkapitali-
sierte Region "Ost/Südost" lenken wird, bis ihr Grenzprodukt in etwa Westniveau 
erreicht hat. Die freie Kapitalmobilität hat eine wichtige Implikation für die wirt-
schaftliche Ost-West-Konvergenz, da die gesamtregionale Ersparnis nun dem 
Aufbau eines gemeinsamen (gesamtregionalen) Kapitalstocks zur Verfügung 
steht.  

Bekanntlich bauen isolierte Volkswirtschaften (Regionen) ihren Kapitalstock 
solange auf, bis ein Steady-State-Zustand erreicht ist, bei dem sich die Amortisa-
tionen des Kapitals und die Ersatzinvestitionen die Waage halten. In Abhängig-
keit von nationalen Spezifika wie − insbesondere − der Sparneigung, können Na-
tionen (Regionen) einen Steady-State auf niedrigem Niveau erreichen, bei dem 
das vorhandene Kapital je Arbeiter relativ gering ist. Diese Nationen weisen auch 
ein geringes Pro-Kopf-Einkommen auf und werden als "arm" eingestuft. Nationen 
mit einer größeren Sparneigung und folglich reichen Investitionsressourcen, bau-
en einen größeren Kapitalstock je Beschäftigtem auf, der im Steady-State ein hö-
heres Pro-Kopf-Einkommen sichert und sie "reich" macht. Vor diesem Hinter-
grund überwindet ein grenzüberschreitender Kapitalmarkt, der sich aus den ge-
bündelten Investitionsressourcen der gesamten EU zusammensetzt, die anfängli-
che Fragmentierung des Kapitalstocks und die nationalen Steady-States, und 
stärkt den Trend zu einer EU-weiten Einkommenskonversion. Für diesen Prozeß 
sind zwei Besonderheiten charakteristisch:  

Erstens kann es innerhalb dieses Zusammenwachsens des Kapitalstocks zu 
"Ausreißern" kommen, wie im Fall Irlands zu einem temporär überdurchschnittli-
chen und im Fall Griechenlands zu einem − ebenfalls temporär − unterdurch-
schnittlichen Wachstum.  

Zweitens führt der Abfluß von Kapital in den Osten zu einer Investitionsver-
langsamung im Westen, d. h. es kommt zu dem gegenwärtig intensiv diskutierten 
Export von Arbeitsplätzen. Er hält desto länger an, je langsamer das Lohngefälle 
abgebaut wird. Beispielsweise haben die ausländischen Direktinvestitionen aus 
der Alt-EU in den mittelost- und südosteuropäischen Beitrittsländern zwischen 
2000 und 2003 ca. 40 Milliarden Euro betragen. Etwa ein Fünftel davon sind in 
die Autoindustrie geflossen und dürften allein hier 8.000 bis 10.000 Arbeitsplätze 
geschaffen haben.  

                                                        
2 Die Verträge von Maastricht definieren vier Grundfreiheiten als Voraussetzung für die 

Vollendung des gemeinsamen Binnenmarktes: Freier Personen-, Dienstleistungs-, Wa-
ren- sowie Kapitalverkehr. 
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Sofern in "Ost/Südost" die staatlichen Eingriffe in die Wirtschaft zurückge-
hen und in "West" die Antimonopolgesetzgebung funktioniert, führt eine voll-
ständige Konkurrenz auf den Märkten zu Gleichgewichtspreisen. Sie liegen vor, 
wenn in beiden Regionen die Grenzprodukte sowohl des Kapitals als auch der 
Arbeit dem Zins- bzw. Lohnsatz in den Sektoren und Zweigen entsprechen. Da 
aber die Zinssätze, und damit die Grenzprodukte des Kapitals, in beiden Regionen 
bereits angeglichen sind, bedeutet das, daß auch die Lohnsätze in der gegeben In-
dustrie regional angeglichen werden. Folglich wird eine überregionale Einkom-
mensparität bei offenen Kapital- und Gütermärkten auch ohne Arbeitskräftemobi-
lität via Marktmechanismus erzielt.  

Die Nichtmobilität der Arbeit wirkt jedoch limitierend auf das (sektorale) 
Wachstum in der Region mit knappem Arbeitskräfteangebot: Wenn über den In-
vestitionsmechanismus die Nachfrage nach Arbeit in "West" das Angebot über-
steigt, werden die Lohnsätze in "West" in der Tendenz anziehen. Das wird eine 
Umlenkung der Investitionsströme in Richtung "Ost/Südost" mit seinem billige-
ren Arbeitsangebot auslösen, bis ein Lohnausgleich stattgefunden hat, usw. Wä-
ren die Märkte nicht offen, würde "West" sein Wachstum durch Mehreinsatz an 
Kapital aufrecht zu erhalten versuchen. Das Verhältnis "Kapital zu Arbeit", die 
Kapitalintensität, würde zunehmen und es stellte sich ein kapitalintensives Wach-
stumsmuster ein. Mit der "Ostöffnung" entfällt der Druck auf die Unternehmen, 
den knappen Faktor Arbeit durch Kapital zu substituieren, was der Region, die 
mit der Ressource Arbeit reichlicher ausgestattet ist ("Ost/Südost"), anhaltendes 
Wachstum beschert.  

Dieser Zustand ist allerdings temporär, da ein anhaltender Kapitalstrom von 
"West" nach "Ost/Südost" dort bald zum Erschöpfen der vorhandenen Arbeitsre-
serven führen wird. Dann kann das Wachstum nur noch durch Ausbau des Kapi-
talstocks unter Ausnutzung des technischen Fortschritts in beiden Regionen fort-
gesetzt werden. Dabei spielt die Sparneigung der Haushalte und der Wirtschaft in 
den Regionen eine Rolle; je sparfreudiger die Regionen, desto höher das Wachs-
tum in Ost und West. Weist die Region "Ost" dagegen eine geringe Sparquote 
auf, geht die Wachstumsrate im gemeinsamen Wirtschaftsraum in der Tendenz 
zurück. (Kapitalimport aus Drittregionen z. B. aus den USA oder Japan schafft 
einen gewissen Ausgleich, kann aber die Bedeutung der eigenen Sparanstrengun-
gen nicht ersetzen).  

Wird das Modell um den Staat als Wirtschaftsakteur (die Nachfrage des Staa-
tes) erweitert, ändert sich das Muster der Verteilung des Kapitals unter den Sekto-
ren in beiden Teilgebieten. Der Staat beeinflußt die Kapitalmärkte dahingehend, 
daß über den Verdrängungseffekt die Zinssätze anziehen und der Spielraum für 
private Investoren eingeengt wird. Eine hochverschuldete Region "West" entwi-
ckelt aufgrund ihres wirtschaftlichen Übergewichts auf dem gemeinsamen Kapi-
talmarkt eine deutliche Sogwirkung, wodurch Mittel in die westliche öffentliche 
Nachfrage fließen, während der Aufbau der – rückständigen – Region "Ost/Süd-
ost" verzögert wird. Im Zuge der voranschreitenden Globalisierung der Kapital-
märkte wird dieser Effekt zwar etwas entschärft, dennoch sollte vermieden wer-
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den, daß eine hohe Staatsverschuldung das regionale und gesamtwirtschaftliche 
Wachstum beeinträchtigt.  

Sind Ressourcenausstattung, Zweigstruktur und Technologie in beiden Regi-
onen schon von Anfang an ähnlich, werden in Zukunft der sog. intraindustrielle 
Handel und die innerzweigliche Spezialisierung die Arbeitsteilung zwischen den 
Gebieten prägen. Intraindustrieller Handel ist erwünscht, weil er für hochentwi-
ckelte Regionen typisch ist: die westlichen Industrieländer tauschen untereinander 
ähnliche Güter aus wie Maschinen, Computer, Fahrzeuge, Bankdienstleistungen 
etc. Heute schon ist der Handel Osteuropas von Erzeugnissen dominiert, die aus 
Produktionsstätten westlicher Investoren stammen und für den westeuropäischen 
Markt bestimmt sind. 

Weicht dagegen die Faktorausstattung beider Regionen deutlich voneinander 
ab, dann ist (nach Heckscher-Ohlin) ein ressourcenbasiertes Spezialisierungsmus-
ter zu erwarten. Verallgemeinert ausgedrückt könnte sich dann der "Westen" auf 
die Herstellung kapitalintensiver Erzeugnisse spezialisieren, wobei der Kapital-
einsatz sowohl physisches als auch Humankapital umfaßt. Der "Osten" könnte 
sich seinerseits auf die Herstellung von Gütern spezialisieren, die den Einsatz – 
reichlich vorhandener – Arbeits- oder Naturressourcen voraussetzen. Typische 
Angebotsrichtungen wären der Zusammenbau/die Montage von Vorprodukten 
und Bekleidungsproduktion in der Industrie, Gemüseanbau in der Landwirtschaft, 
Förderung von Bodenschätzen im extraktiven Sektor usw. Allerdings ist ein sol-
cher Spezialisierungspfad bei den "Neuen" nicht zu erwarten, weil ihre Ressour-
censtruktur der westlichen sehr ähnlich ist. Tschechien ist nicht reich an Boden-
schätzen und die polnische Landwirtschaft verfügt nicht über günstige natürliche 
Bedingungen, um zum Obstgarten der EU zu werden. Slowenien und die Slowa-
kei haben keinen Überfluß an Arbeitskraft, und Ungarn hat einen volkswirtschaft-
lich großen Stock an Produktionskapital für Zwischen- und Enderzeugnisse für 
den westlichen Markt, der seine Spezialisierung auf intraindustriellen Handel be-
reits vorbestimmt. Das Baltikum wird unter Ausnutzung seiner Lage und Erfah-
rung noch mehr als bisher zum Zentrum hochwertiger Dienstleistungen wie 
Bankgeschäfte, Hafen- und Transportdienste, Unternehmensberatung in Richtung 
Rußland/GUS heranwachsen. Malta und Zypern wiederum sind zu klein, um das 
großräumige Spezialisierungmuster beeinflussen zu können.  

Als nächstes ist die Frage relevant, wie sich das kleinregionale Muster der 
Wirtschaft in Ost und West gestalten wird. Die Erfahrung der Alt-EU zeigt, daß 
die Integration zwar eine Konversion der Pro-Kopf-Wirtschaftsleistung nach 
Ländern nach sich zieht. Bekanntlich ist das Produktivitäts- und Einkommensge-
fälle in der EU-15 in den letzten 20 Jahren geringer geworden, wobei insbesonde-
re Irland und Spanien deutliche Fortschritte erzielt haben. Allerdings ist dieser 
Prozeß nicht stetig: Zwei sogenannte "Aufholwirtschaften", Spanien und Grie-
chenland, deren Einkommen je Einwohner Mitte der 70er Jahre bei etwa 80% des 
EG-Durchschnitts lag, fielen in den 80er Jahren um rund 10-Prozentpunkte zu-
rück, ehe Spanien − zusammen mit Portugal − die Lücke wieder verkleinern 
konnte. Griechenlands Abstand zum EU-Durchschnitt ist dagegen immer noch 
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größer als vor 25 Jahren. (Dagegen ist das Einkommen je Einwohner in der Zwi-
schenzeit um ein Drittel gewachsen).  

In der Alt-EU hat auf lange Frist zum einen eine Konversion des weniger 
entwickelten "Klub Méditerranée" (Spanien, Portugal, Griechenland) zum EU-
Durchschnitt stattgefunden, zum anderen ist der relative Abstand zwischen den 
Mitgliedern nicht größer geworden (Großbritannien, Skandinavien). Innerhalb der 
jeweiligen Volkswirtschaft hat die Integration jedoch unterschiedliche Auswir-
kungen auf das kleinräumliche Entwicklungsmuster. Vor allem strukturschwache 
und in der Peripherie liegende Gebiete können wirtschaftlich noch weiter abge-
koppelt werden bei gleichzeitiger Stärkung von ohnehin höher entwickelten Ge-
bieten mit besseren komparativen Kostenvorteilen. Das Zentrum-Peripherie-
Gefälle kann sich verstärken. Bezogen auf die aktuelle Erweiterung kann es dazu 
kommen, daß die Integration zwar zur Anhebung des Niveaus der jeweiligen na-
tionalen Wirtschaft, aber zur Vertiefung der regionalen Disparitäten in den Län-
dern beiträgt. Der Anpassungsdruck auf die Regionen in Form von Abwanderung, 
Schließung von Kapazitäten und einer Neuordnung der örtlichen Wirtschafts-
struktur könnte steigen. Während eine solche Anpassung ökonomisch effizient3 
sein kann, ist sie in der Regel mit sozialen Härten verbunden, insbesondere, wenn 
der Anpassungsprozeß rasch erfolgt.  

Kosten-Nutzen-Aspekte der Integration 
Die EU-Wirtschaftspolitik war sich dieser Problematik stets bewußt. Auch nach 
der Osterweiterung wird der wirksame soziale Zusammenhalt in der EU als ein 
wesentliches Ziel der wirtschaftspolitischen Anstrengungen verstanden. Zentrales 
wirtschaftspolitisches Instrument hierzu ist die gezielte Lenkung von Mitteln in 
depressive Gebiete (nach EU-Klassifikation Ziel-1, -2 und -3-Gebiete), ergänzt 
durch eine aktive Beschäftigungspolitik. Finanziert wird sie aus dem EU-Regio-
nalfonds.  

Der regionale soziale Zusammenhalt schlägt sich in einer Wohlstandskonver-
sion der Regionen der EU-Mitgliedsländer (Volkswirtschaften) nieder, kann aber 
ökonomisch suboptimal sein. Mit anderen Worten: gäbe es nicht Förderungsmit-
tel für zurückfallende Regionen, könnte eine Konversion auf nationaler Ebene 
von einem Auseinanderdriften auf regionaler Ebene begleitet sein. Eine Neuord-
nung der regionalen Muster kann aber einem Zementieren überholter Strukturen 
mit EU-Geldern ökonomisch überlegen sein. Die Konversion auf nationaler (ge-
samtwirtschaftlicher) Ebene ist theoretisch gut fundiert und im Falle der EU lie-
fert auch die Empirie Anhaltspunkte zu der Annahme, daß ärmere Mitglieder zum 
Einkommensdurchschnitt der Gemeinschaft aufschließen. Dagegen macht die re-
gionalwirtschaftliche Theorie keine eindeutigen Aussagen über die Annäherung 
auf der Ebene der Regionen. Theoretische Modelle weisen auf die Möglichkeit 

                                                        
3 Ökonomisch effizient ist jene Anpassung, die überschüssige Kapazitäten (Arbeitslosig-

keit, brachliegende Produktionsanlagen) ausschließt. Unterbeschäftigung wird z.B. 
durch Mobilität in andere Regionen eliminiert.  
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hin, daß im Zuge der Integration Agglomerations- und regionale Spezialisie-
rungsvorteile die vorgefundene räumliche Ordnung umformen. Ein eindeutiges 
Muster für die Regionalentwicklung nach dem Beitritt ist jedoch nicht erkennbar.4 
Es ist demnach unter ökonomischen Effizienzaspekten nicht eindeutig, was besser 
ist: Strukturschwache Gebiete um jeden Preis zu fördern, oder einer natürlichen 
Anpassung Vorzug zu geben − um den Preis größerer regionaler Disparitäten in-
nerhalb der Länder. Diese Problematik ist in der EU wegen der konträren Interes-
senlage der Betroffenen wirtschafts- und wachstumspolitisch brisant, zumal es 
Stimmen gibt, die lediglich eine Förderung der Konversion auf nationaler Ebene 
durch Brüssel gut heißen. Schweden und die Niederlande treten für eine Struktur-
förderung ein, die eine Verringerung des Wohlstandsgefälles zwischen den Mit-
gliedstaaten und nicht mehr zwischen den Regionen vorsieht (Kohäsionsansatz, 
abgeleitet von der Idee des Kohäsionsfonds, der nationale und nicht regionale 
Wirtschaften fördert).5  

Während die Brüsseler Transfers aus regionalpolitischer Sicht positiv für die 
Empfängergebiete in den Ländern sind und waren, sind ihre volkswirtschaftlichen 
Auswirkungen mit Blick auf Fehlallokation von Kapital und Effizienzverlusten 
weniger eindeutig. Die Übertragung von Ressourcen aus "West" in andere Länder 
führt zu einem Nachfragerückgang im eigenen Wirtschaftsraum. Da sich die Bin-
nennachfrage größtenteils auf national hergestellte Güter richtet, hat dies negative 
Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum im Westen oder in Deutschland. 
Teilweise betrachten einige Länder die Transfers als eine Möglichkeit zur Verrin-
gerung der eigenen Nettobelastung. So tragen die Gelder nicht zum eigentlichen 
Zweck der Kohäsionsanstrengungen bei, d.h. zur Qualitätssteigerung des physi-
schen und Humankapitals in den Regionen.6 Auch haben sie widersprüchliche 
Auswirkungen auf die Terms of Trade der EU-Mitgliedsländer. Weil Nationen 
eine Präferenz für einheimische Güter aufweisen, führen die Transfers im Ziel-
land (dem Nettoempfänger) zur Ausweitung der Nachfrage nach solchen Gütern, 

                                                        
4 Regressionsrechnungen mit Paneldaten aus langen Zeitreihen scheinen einen asymmet-

rischen Effekt der Integration zu bestätigen, wonach die weniger entwickelten Mitglie-
der nach dem Beitritt zur Wirtschaftsgemeinschaft schneller wachsen. Allerdings ist 
nicht klar, ob es sich um reine Skaleneffekte des Zugangs zu fortschrittlicher Techno-
logie in den zunächst technologieknappen Ökonomien der "Neuen" und um andere "na-
türliche" Integrationseffekte handelt, oder ob die EU-Förderung (Mitteltransfer) hierfür 
verantwortlich ist. Vgl. Wachstumseffekte der europäischen Integration: Implikationen 
für die EU-Erweiterung, In: Österreichische Nationalbank, Berichte und Studien, 
(2002) 2, S. 194−208. Krugman und Venables argumentieren im Sinne von Zentrum-
Peripherie-Gefälle, da der Wegfall von Handelsbarrieren die räumliche Konzentration 
von Industrien in Agglomerationen fördern könne. Vgl. Krugman, Paul; Anthony Ve-
nables: Integration, Specialization, and Adjustment. In: European Economic Review, 40 
(1996) 3-5, S. 959−967.  

5 Maurer, Andreas; Wolfram Schroff: Geben und Nehmen. Die Positionen europäischer 
und deutscher Akteure zur finanziellen Vorausschau 2007. Diskussionspapier, SWP 
Berlin, Januar 2004, S. 9;<www.swp-berlin.org/forschungsgruppen.php?id=40&page= 
5&PHPSESSID=e535b89e71a7d6149f9de33e832879d4>. 

6 Vgl. den Sapir-Bericht der EU-Kommission, in: An Agenda for a Growing Europe: 
Making the EU System Deliver. Brussels 2003. 
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und es werden mehr Ressourcen in ihre Herstellung gelenkt. Im Ergebnis verrin-
gert sich das Angebot an Exportgütern, was eine Exportpreissteigerung nach sich 
zieht. Die Terms of Trade der Partner, die Erzeugnisse aus diesen Ländern bezie-
hen, verschlechtern sich demzufolge.  

Folglich sind die direkten ökonomischen Effekte der EU-Integration im Sinne 
von Konvergenz und Wachstumsbeschleunigung selbst langfristig nicht eindeutig 
zu messen. Beispielsweise wies die Bundesrepublik Deutschland in den 50er Jah-
ren, als die Integration noch nicht fortgeschritten war, die höchsten Wachstumsra-
ten in ihrer Geschichte auf. Parallel zur Vertiefung des Integrationsprozesses gin-
gen diese aber zurück. Welche Effekte hierfür exakt verantwortlich sind, läßt sich 
nicht feststellen. Ähnliches gilt auch für eine Reihe west- und nordeuropäischer 
Länder, deren Einkommensniveau trotz Integration in Relation zum EU-
Durchschnitt zurückgegangen ist. Solche Phänomene sind auch in MOE zu beo-
bachten: Die Wachstumsraten dort sind gegenwärtig geringer, als noch zu Beginn 
der letzten Dekade – trotz weitreichender Verflechtung mit dem Westteil des 
Kontinents. Zu den Integrationsergebnissen findet nach wie vor intensive For-
schung statt; oft sind die Schlußfolgerungen konträr oder sie beruhen auf verein-
fachten Annahmen. In diesem Zusammenhang weist selbst die EU-Kommission 
darauf hin, daß Zahlenwerke nicht selten ein verengtes Abbild darstellen. Weiter-
reichende Effekte der Integration mit Implikationen für das Wachstum sowie Vor-
teile aufgrund der politischen Stabilität und Planungssicherheit für die Unterneh-
men, lassen sich nur unzureichend quantifizieren. In Bezug auf die Osterweite-
rung kann erwartet werden, daß etwaige makroökonomische Effekte erst allmäh-
lich zum Tragen kommen, hingegen auf sektoraler und lokaler Ebene positive 
und/oder negative Auswirkungen schneller zu spüren sein werden. 

Kein beitrittsbedingter Wachstumsschub in Ost- und Südosteuropa  
Nachdem die Wachstumsraten der ost- und südosteuropäischen Volkswirtschaften 
nach der Transformationsdepression gestiegen waren, liegen sie derzeit lediglich 
etwa 2 Prozentpunkte über denen der Alt-EU. Der Wachstumsvorsprung ist damit 
zu gering, um eine Angleichung der Einkommensverhältnisse in beiden Teilen 
der Union innerhalb eines politisch akzeptablen Zeitraumes zu schaffen (vgl. Ta-
belle 1, siehe S. 599 ). Weder der Westen noch die Ost- und Südosteuropäer ha-
ben ein Interesse an einer Einkommensdifferenzierung von Dauer und so ist die 
Hoffnung groß, daß die EU-Mitgliedschaft des "Ostens" dem Angleichen der 
Entwicklungsniveaus förderlich sein wird. Allerdings zeigt die bisherige Erfah-
rung, daß der Wachstumsschub nach der politischen Wende im Osten eher auf in-
terne als auf externe Faktoren zurückzuführen war.  

Die lineare Regression des Wachstums in fünf Beitrittsvolkswirtschaften auf 
wichtige Nachfrage- und Angebotsfaktoren (Tabellen 2 und 3, siehe S. 608 und S. 
609) deutet auf einen merklichen Einfluß vor allem der privaten Konsumnachfra-
ge und der Investitionen hin. Untersucht wurden für den Zeitraum 1990 bis 2002 
die Wachstumsindizes Polens, der Tschechischen und der Slowakischen Repu-
blik, Ungarns und Sloweniens. 
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In einem ersten Schritt wurde die Korrelation zwischen dem jeweiligen Index 
des Bruttoinlandsprodukts und den Indizes des Privatverbrauchs, des Angebots an 
Arbeit, des Angebots an Sachkapital anhand der Bruttoanlageinvestitionen sowie 
dem Index der ausländischen Direktinvestitionen (ADI) in jedem der Länder ge-
schätzt. Dabei sollen die ADI-Zuflüsse den Öffnungseffekt widerspiegeln: Zum 
einen erfolgt über den Kapitalstrom aus dem Westen die Integration der ost- mit 
der westeuropäischen Wirtschaft. Zum anderen stehen die ADI für die technolo-
gische Modernisierung des Kapitalstocks im Osten, die ihrerseits ein höheres 
Wachstum zur Folge haben soll.  

Die ermittelten Funktionsgleichungen lassen jedoch schließen, daß in den ost- 
und südosteuropäischen Ländern mit Ausnahme Ungarns die Nachfrage der pri-
vaten Haushalte die Entwicklung der Wirtschaftsleistung (des BIP) dominiert hat 
(Tabelle 2, siehe S. 608). Das ist nicht verwunderlich, da sie die quantitativ größte 
Nachfragekomponente in jeder Volkswirtschaft darstellt. Polen, Tschechien, die 
Slowakei und Slowenien weisen einen privaten Konsumindex auf, der dem Index 
der Wirtschaftsleistung deutlich vorauseilt. In Ungarn liegen beide Indizes in et-
wa gleich, was darauf hindeutet, daß der Verbrauch der Haushalte nicht der wich-
tigste Wachstumsimpuls in den 90er Jahren war. Eine wesentliche Rolle hat in 
Ungarn die Bereitstellung von Sachkapital gespielt. Die Investitionen, vor allem 
die Nettoinvestitionen, beeinflussen die Angebotsseite des Wachstums und ma-
chen es mittelfristig erst möglich, da die Nachfrage nach Gütern und Leistungen 
nur durch wachsende Kapitalzufuhr inflationsfrei erfolgen kann. In Ungarn war 
die Investitionstätigkeit nach der Wende weniger stark eingebrochen als in den 
anderen MOEL. Der geringeren Beitrag dieser Wachstumskomponente zum BIP-
Index in Polen, Tschechien, der Slowakei und Slowenien ist vermutlich hierauf 
zurückzuführen..  

Dagegen verzeichnen alle fünf Ländern einen allgemeinen − vermutlich von 
einer Zunahme der Zahl der Selbständigen begleiteten, aber nicht kompensierten 
− Rückgang der Zahl der abhängig Beschäftigten (Tabelle 2, Zeile 4, siehe S. 
608). Im Rahmen der hier durchgeführten multiplen Regression (als Kombination 
mehrerer Einflußfaktoren) fällt dieser Rückgang nicht negativ aus.7 Dennoch ist 
die rückläufige Beschäftigung kritisch zu sehen: Zwar ist durch die Freisetzung 
von Arbeitskräften die Arbeitsproduktivität gestiegen. Zugleich dürfte aber die 
gestiegene Arbeitslosigkeit nach dem sog. Okun’s Law zu einem entgangenen 
Output in Höhe von mehreren Prozentpunkten geführt haben.8   

Während binnenwirtschaftliche Faktoren das Wachstum in den 90er Jahren 
recht gut zu erklären vermögen, ist die Rolle der ausländischen Direktinvestitio-
nen als Widerspiegelung der wirtschaftlichen Integrationsfortschritte der MOEL 
weniger deutlich zu modellieren. Wie Zeile 13 der Tabelle 1 (siehe S. 599) zu 
entnehmen ist, reagierte das Wachstum auf den Beitrag der ADI in allen fünf Län-
                                                        
7 Der Beschäftigungsindex ist nicht linear. In einigen Ländern erreichte der Index seinen 

Tiefstwert Mitte der 90er Jahre, danach zog die Beschäftigung wieder an. Es kann ver-
mutet werden, daß dies das Wachstum beschleunigt hat.  

8 Nach dem Okun’s Law bewirkt jeder Prozentpunkt an Unterbeschäftigung zwei Pro-
zentpunkte BIP-Rückgang.  
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dern sehr schwach. Dabei waren die ADI-Zuflüsse so massiv, daß der bis 2002 
akkumulierte ADI-Stock einen bedeutenden Anteil des Kapitalstocks der Länder 
ausmacht (Graphik 1).  

 
 
 

Graphik 1: Anteil der ADI-Summe 1990-2002 am Kapitalstock der Länder  

im Jahr 2002, Prozent 

Quellen: Statistisches Bundesamt; UN Economic Commission for Europe. 
 
 
 
Die schwache Korrelation kann teilweise daran liegen, daß der ADI-Einfluß im 
Faktor "Investitionen", die statistisch auch die ausländische Komponente enthal-
ten dürfen, bereits erfaßt ist. Auch sind Regressionsrechnungen mit Signifikanz-
problemen behaftet. Künftig kann angesichts der Tatsache, daß der technologi-
sche und sektorale Strukturwandel mit den ADI einhergeht, ja von ihnen be-
stimmt wird, ein stärker Einfluß der ADI auf das Wachstum erwartet werden.  

In einem zweiten Schritt wurde die Korrelation zwischen dem jeweiligen In-
dex des Bruttoinlandsprodukts und den Indizes des Privatverbrauchs, der Brutto-
anlageinvestitionen, der Exporte sowie der Importe in jedem der Länder ge-
schätzt. Die Regression sollte Klarheit darüber schaffen, welche Rolle der andere 
zentrale Integrationsfaktor neben den ADI, der Handel, für die wirtschaftliche 
Entwicklung der betrachteten Länder seit der Öffnung im Jahr 1990 gespielt hat.  

Seit Beginn der Transformation haben die Beitrittsländer ihren Außenhandel 
zügig ausgebaut, wobei die früher stärker abgeschotteten Wirtschaften der Tsche-
chischen und Slowakischen Republik besonders stark zugelegt haben. Insgesamt 
hat sich der Außenhandel aller Beitrittskandidaten deutlich schneller entwickelt 
als die Wirtschaftsleistung (Tabelle 3, Zeilen 4 und 5, siehe S. 609). Infolgedes-
sen weisen die Länder gegenwärtig einen viel größeren Öffnungsgrad auf als zu 
Zeiten der Planwirtschaft. Die Hypothese, der Außenhandel habe eine wichtige 
Rolle für das Wachstum in der Region gespielt, schien schlüssig. 
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Tabelle 2: Makroökonomische Indizes 2002/1990  
und Regressionsstatistik für fünf Beitrittsländer 

Nr 
 

 Polen Ungarn Tschechien Slowakei Slowenien 

1 Index BIP 129,8 111,8 105,1 105 116,9 

2 Index  
Privatverbrauch 

146,4 113,6 114,5 115 135 

3 Index  
Investitionen 

149,4 146,4 127 127 185,4 

4 Index  
Beschäftigung 

87,0 74,0 87,8 88 82,8 

5 Index ADI 4119 66 1861 5731 3730 

Koeffizienten lineare Regression* 

6 Multipler Korre- 

lationskoeffizient 

0,99 1,00 0,98 0,98 0,99 

7 R2 0,99 0,99 0,97 0,97 0,99 

8 Adjustiertes R2 0,98 0,99 0,95 0,95 0,98 

9 Konstante -126,06 (-3,79) 5,18 (0,93) -12,60 (-1,07) -5,32 (-0,49) -36,61 (-2,13) 

10 Privatverbrauch 1,12 (6,64) 0,08 (1,24) 0,40 (2,71) 0,37 (2,28) 0,54 (2,88) 

11 Investitionen -0,22 (-1,73) 0,45 (21,08) 0,10 (1,65) 0,14 (2,03) 0,10 (1,58) 

12 Beschäftigung 1,35 (4,51) 0,40 (10,85) 0,60 (3,73) 0,53 (3,71) 0,70 (8,23) 

13 ADI 0,002 (1,72) 0,01 (2,73) 0,003 (2,21) 0,001 (2,11) 0,001 (1,66) 

*t-Statistikwerte in Klammern 

Quelle: UN Economic Commission for Europe: Economic Survey of Europe, 2003, No. 3,  
S. 112 ff.  
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Tabelle 3: Makroökonomische Indizes 2002/1990 
und Regressionsstatistik für fünf Beitrittsländer 

Nr 
 

 Polen Ungarn Tschechien Slowakei Slowenien 

1 Index BIP 129,8 111,8 105,1 105 116,9 

2 Index  
Privatverbrauch 

146,4 113,6 114,5 115 135 

3 Index  
Investitionen 

149,4 146,4 127 127 185,4 

4 Index Export 372,7 361,1 512 500 177,6 

5 Index Import 393,6 376 467,8 569 198,2 

Koeffizienten lineare Regression* 

6 Multipler Korre-

lationskoeffizient 

0,99 0,99 0,97 0,97 0,98 

7 R2 0,99 0,98 0,94 0,94 0,96 

8 Adjustiertes R2 0,98 0,97 0,91 0,91 0,94 

9 Konstante 50,26 (3,18) 18,58 (2,60) 24,06 (2,35) 23,58 (23,58) 7,05 (0,33) 

10 Privatverbrauch -0,03 (-0,12) 0,17 (1,73) 0,61 (2,94) 0,62 (0,62) 0,89 (2,54) 

11 Investitionen 0,44 (5,58) 0,73 (7,15) 0,14 (0,99) 0,14 (0,14) 0,11 (1,03) 

12 Export 0,20 (3,88) 0,13 (2,45) 0,002 (0,06) 0,00 (-0,18) 0,28 (1,96) 

13 Import -0,15 (-3,18) -0,21 (-4,76) -0,02 (-0,42) -0,01 (-0,39) -0,41 (-3,95) 

*t-Statistikwerte in Klammern. Quelle: Wie Tabelle 2 
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Allerdings konnte die lineare Regression des Wachstums auf die Indizes der 
privaten Nachfrage, der Bruttoanlageinvestitionen, sowie der Exporte und Impor-
te, kein einheitliches Ergebnis liefern. Die jeweiligen Koeffizienten deuten auf ei-
nen starken Einfluß der außenwirtschaftlichen Komponente auf die Dynamik des 
BIP in drei der fünf Länder hin (Tabelle 3, Zeilen 12 und 13, siehe S. 609). In der 
Tschechischen und Slowakischen Republik ist dieser Einfluß – in Kombination 
mit der privaten Konsumnachfrage und den Investitionen - im Vergleich zu Po-
len, Ungarn und Slowenien unbedeutend.9 Möglicherweise ist die Öffnung dieser 
beider Volkswirtschaften "zu heftig" erfolgt: Während Polens Öffnungsgrad, ge-
messen als Anteil der Ex- und Importe am BIP, am geringsten ist, nahmen in Un-
garn und Slowenien in den 90er Jahren die Aus- und Einfuhren langsamer zu als 
in den Republiken der früheren Tschechoslowakei. Als Folge einer raschen Öff-
nung dürfte hier der (wachstumshemmende) Effekt der Importe zumindest in der 
ersten Hälfte der 90er Jahre größer ausgefallen sein.10  

Die Handelsliberalisierung dürfte eine Reihe makroökonomischer Schocks – 
Preis-, Nachfrage-, Produktivitätsschock u.a.m. – ausgelöst haben. Sie sind in den 
im Vergleich zu Polen kleineren bzw. im Vergleich zu Ungarn und Slowenien 
Anfang der 90er Jahren weniger nach Westen geöffneten Volkswirtschaften der 
Tschechischen Republik und der Slowakei wohl massiver ausgefallen. In diesem 
Falle zeigt es sich, daß Außenhandel nicht strukturpolitische Maßnahmen ersetzt, 
oder daß Liberalisierung kurzfristig unerwünschte Folgeeffekte wie Wachstums-
verlangsamung zeitigen kann. 

Wenn also die Effekte der bisherigen Ost-West-Annäherung auf das Wachs-
tum in der Zeit umfassender Öffnung der Volkswirtschaften des Ostens weniger 
stark als vermutet ausgefallen sind, wie stark dürfte der Beitrittseffekt ab Mai 
2004 sein? Werden Kapital- und Güterströme zu − binnenmarktbedingt − fallen-
den Kosten a priori wachstumsfördernd sein, oder sind "traditionelle" wirtschafts-
politische Maßnahmen wie Preisstabilität, Wettbewerbsstärkung durch maßvolle 
Lohnpolitik, Spar- und damit Investitionsförderung usw. gefragt?  

Mit Hilfe der geschätzten Funktionsgleichungen der linearen Regression las-
sen sich für die einzelnen MOEL/SOEL und für die Gesamtregion mögliche 
Trends vorhersagen.11  

Betrachtet man die Nachfrage des Haushaltssektors als die größte Nachfrage-
komponente einerseits und das gesamtwirtschaftliche Angebot an Arbeit und Ka-
pital andererseits, könnte erwartet werden, daß eine Stärkung der Nachfrage in 
Kombination mit einer Ausweitung des Angebots an Arbeit das Wirtschafts-
wachstum in der Region am stärksten fördern würde. Die Prognoserechnung be-
legt dagegen, daß der Wachstumsimpuls der Ost-West-Integration, erfaßt anhand  

 
 

                                                        
9 Ferner ist die t-Statistik nicht signifikant. 
10  In MOE wurde der Exportzuwachs von einem noch größeren Zuwachs der Importe be-

gleitet, was einen negativen Einfluß auf den Output hatte.  
11 Die Schätzung ist teilweise unsicher, weil einige t-Statistik-Werte unter dem kritischen 

t-Wert liegen.  
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Graphik 2: Indizes der Außenhandelsumsätze, 1989 = 100 

 
Quelle: UN ECE 

 
 
 
der ausländischen Direktinvestitionen, auch künftig klein ausfallen dürfte. (Aller-
dings weist ein kleiner Teil der ausländischen Direktinvestitionen Nicht-EU-
Herkunft auf). In der erweiterten EU wird mittelfristig nicht, wie die Theorie vor-
hersagt, aufgrund unterschiedlicher Zinsniveaus Kapital massiv von West nach 
Ost fließen und dort ein höheres Wachstum initiieren. Das höhere Wachstum wird 
von der Nachfrage der privaten Haushalte in Gang gehalten, während die Kapital-
zuflüsse, gemessen am Modernisierungsbedarf, für die Region als Ganzes be-
schränkt bleiben werden. 

Die wichtige Rolle des Privatverbrauchs resultiert aus der Tatsache, daß er 
mehr als zwei Drittel der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage in den Ländern aus-
macht. Wegen der niedrigen Steuerquote (allerdings bei zugleich niedriger Spar-
quote) liegt der Einkommensmultiplikator im Durchschnitt der Region bei schät-
zungsweise 3,0. Folglich bewirkt jeder Euro, den die Haushalte zusätzlich ausge-
geben, eine Outputsteigerung von 3 Euro.  

Die geringere Bedeutung der Kapitalstockerweiterung ist vor dem Hinter-
grund der hohen Unterbeschäftigungsquote in der Region zu verstehen: Wenn der 
Faktor Arbeit unterbeschäftigt ist, steigt der relative Preis des Faktors Kapital mit 
dämpfender Wirkung auf die Investitionsnachfrage. Das gilt mit Einschränkungen 
für den regionalen Durchschnitt, wobei Ungarn von diesem Muster abweicht. Es 
ist die Ökonomie mit der regional geringsten Arbeitslosenquote – schätzungs-
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weise 5,7% im Zeitraum 2003 bis 2005.12 Investitionen in Sachkapital entfalten 
daher in Ungarn einen größeren Wachstumsimpuls als z.B. in Polen mit seiner 
fast dreimal höheren Arbeitslosenquote. 

Der sichtbarste Effekt der Osterweiterungen 2004 und 2007 dürfte die Zu-
nahme des Handels in der EU-25 (-27) sein. Dies wäre im Einklang mit dem in-
ternationalen Trend der letzten Jahrzehnte, in denen der Welthandel schneller als 
der Weltoutput gewachsen ist. Dieser Vorsprung wird auf die im Rahmen des 
GATT und der WTO erzielte Senkung von Handelsbarrieren zurückgeführt. In 
der erweiterten EU wird die Tatsache, daß sowohl West- als auch Osteuropa eine 
ähnliche Ressourcenausstattung aufweisen, die Spezialisierung in Richtung Pro-
dukt- statt Zweigspezialisierung lenken. Die Folge ist eine Intensivierung des 
intraindustriellen Handels, der sich durch größere Handelsumsätze auszeichnet als 
der interindustrielle Handel.  

Die Handelsintensivierung im Zuge der Osterweiterung wird eine bedeutende 
Rolle für das Wirtschaftswachstum im Osten spielen. Sie wird aber nicht zentral 
sein. Die Schätzung des mittelfristigen künftigen Wachstums in Abhängigkeit 
vom Handel (als Integrationsfaktor) sowie nachfrageseitig vom Privatverbrauch 
und angebotsseitig von den Investitionen deutet auf eine stärkere Rolle der Inves-
titionen und der Konsumnachfrage hin. Dieses Ergebnis könnte auf die ambi-
valente Rolle des Handels (hier: der Ex- und Importe) im Wachstumsprozeß hin-
weisen: Weil die EU-Neumitglieder noch länger eine negative Leistungsbilanz, 
d.h. Nettoimport, aufweisen werden, würde die damit zusammenhängende Min-
derung der Gesamtnachfrage einen dämpfenden Effekt auf das Wachstum haben.  

Effekte für Deutschland: leichte Wachstumsbeschleunigung 
Vor dem Hintergrund der Annahme, daß die Osterweiterung keinen signifikanten 
Effekt auf die Wachstumsraten der Beitrittsökonomien haben wird, ist die Frage 
nach dem volkswirtschaftlichen Nutzen für die Alt-EU, insbesondere für 
Deutschland, von Bedeutung. Die Aufnahme in die EU ist allerdings ein formeller 
Akt, während die Wirtschaftsintegration der neuen mit den alten EU-Mitgliedern 
seit über einem Jahrzehnt im Gang ist. Es wurde bereits ausgeführt, daß die unter-
schiedlichen Nachfragepräferenzen und die Verschiebung der Terms of Trade die 
alten EU-Ökonomien, darunter Deutschland, negativ beeinflussen können, wäh-
rend die Neumitglieder im Vorteil sein dürften. Wegen der eingangs unterschied-
lichen Technologien der Produktion – Deutschland produziert überwiegend kapi-
talintensiv, die "Neuen" überwiegend arbeitsintensiv − können arbeitsintensive 
Sektoren in Deutschland unter Kostendruck geraten und diesbezügliche Arbeits-
plätze hier gefährdet sein.13 Dann muß entweder die Produktivität in den betref-

                                                        
12 Grundlinien der Wirtschaftsentwicklung 2004/2005. In: DIW Wochenbericht, 71 (2004) 

1−2, Tabelle 1.1., S. 2;  
<www.diw.de/deutsch/produkte/publikationen/wochenberichte/jahgang04/index.html>. 

13 Das Stolper-Samuelson Theorem sagt voraus, daß sich die relativen Güterpreise pro-
portional zu den relativen Faktorpreise gestalten. Ist demnach ein "West"-Erzeugnis 
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fenden Industrien gesteigert werden oder die Reallöhne in Deutschland müssen 
zurückgehen, was arbeitsmarktpolitisch schwer umsetzbar ist.  

Es war folglich kein schneller Integrationsgewinn für die deutsche Seite zu 
erwarten.  

Empirisch hat sich dies − ungeachtet anfänglicher hochgeschraubter Erwar-
tungen − bestätigt: Die geographische Nähe, die bisher erreichte Wirtschaftsver-
flechtung und die historische Erfahrung der deutschen Wirtschaft mit Osteuropa 
machen die Bundesrepublik zum westlichen "Frontstaat" der Integration – mit al-
len volkswirtschaftlichen Kosten und Nutzen. Nach dem Fall der Berliner Mauer 
war der Optimismus groß, daß der Handel mit den neuen Marktwirtschaften und 
die anstehenden Investitionen in allen Sektoren die deutsche Wirtschaft ankurbeln 
werden. Tatsächlich wuchsen in den Jahren danach die Exporte und Direktinvesti-
tionen aus Deutschland in den fünf betrachteten Ländern um einen Faktor von 5,6 
bzw. knapp 10 (Graphik 3). Die deutsche Wirtschaftsleistung nahm seit 1990 aber 
nur um einen Faktor von 0,3 zu. Offensichtlich sind spürbare Effekte der post-
kommunistischen Transformation sowie der EU-Mitgliedschaft der "Neuen" – 
wenn überhaupt − erst langfristig zu erwarten. 

 
 
 

Graphik 3: Indizes des deutschen BIP sowie der Exporte und Direktinvestitionen 
aus Deutschland in fünf ost- und südosteuropäischen Beitrittsländern 1990-2003 

Quelle: Statistisches Bundesamt; UN ECE 
 
 
 
Nicht nur blieb das Wachstum hierzulande hinter den Erwartungen zurück, es 

war auch verhaltener als in den meisten anderen Alt-EU-Ländern, die mit den 
neuen Marktwirtschaften in Osteuropa weniger eng verflochten sind. Waren die 

                                                                                                                                    
teurer als ein vergleichbares Produkt "Ost/Südost", muß der "Westinput" billiger wer-
den, um wettbewerbsfähig zu bleiben.  
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retardierenden Effekte der Umwälzungen im Ostteil des Kontinents in den ver-
gangenen 13 Jahren stärker als die Wachstumsimpulse der Verflechtung mit den 
"Neuen"?  

Vermutlich haben mehrere Faktoren ihre Wirkung in unterschiedliche Rich-
tung entfaltet. Zum ersten ist die Wirtschaftsleistung in den MOEL und SOEL 
wegen der schweren Wirtschaftskrise zu Beginn der 90er Jahre langsamer als das 
BIP in Deutschland gewachsen (Graphik 4). Das dürfte Folgen für die deutsche 
Wirtschaft gehabt haben: Laut Regressionsrechnung ist je 10% Outputrückgang 
in den untersuchten Ländern die deutsche Wirtschaftsleistung um 1,3% geringer 
ausgefallen. Zum zweiten stützten die deutschen Exporte nach Osteuropa das 
Wachstum im Inland – 10% Exportzunahme ließen das BIP hierzulande um 0,7% 
expandieren. Zum dritten hatten die Direktinvestitionen aus Deutschland prak-
tisch keinen (höchstens einen minimalen) positiven Wachstumseffekt.14  

Allerdings ist die vergangene Dekade wenig geeignet, um Vorhersagen über 
künftige Wachstumsvarianten zu machen. Betrachtet man die Transformationsre-
zession in den MOEL/SOEL als eine einmalige Erscheinung, kann davon ausge-
gangen werden, daß es in den kommenden Jahren nicht mehr zu einer solch gra-
vierenden Kürzung der Wirtschaftsleistung kommen wird. Bereinigt um die Krise 
der 90er Jahre, gestaltet sich der Zusammenhang zwischen dem Wachstum in den 
Beitrittsländern einerseits und in Deutschland andererseits entsprechend weniger 
ungünstig. Eine Prognoseschätzung im Sinne der zu erwartenden (positiven) Ef-
fekte der Osterweiterung deutet darauf hin, daß sich das Wachstum in Deutsch-
land nach 2004 leicht beschleunigen dürfte – vorausgesetzt das BIP der MOEL/ 
SOEL wächst mit einer Jahresrate um ca. 4% und die Wachstumsraten der deut-
schen Exporte und Direktinvestitionen liegen darüber.  

Ein Nutzen für die deutsche Wirtschaft stellt sich dann ein, wenn mehr deut-
sche Güter und Dienstleistungen in der Region nachgefragt werden. So könnte die 
Gesamtnachfrage hierzulande expandieren und ein Wirtschaftswachstum initiie-
ren. Allerdings ist das gegenwärtige und mittelfristige Nachfragepotential der 
neuen Mitglieder, ähnlich wie ihr Outputvolumen, gering. Bei einem Wert der 
deutschen Exporte in die fünf betrachteten Länder von rund 50 Milliarden Euro 
und einem angenommenen jährlichen Exportwachstum um 5% (das damit schnel-
ler wäre als das langfristige Wirtschaftswachstum in den Ländern) würde die zu-
sätzliche Nachfrage ceteris paribus zunächst etwa 2,5 Milliarden Euro oder 
0,11% des deutschen BIP ausmachen. Diese Rechnung gilt nur, wenn die deut-
schen Importe aus den besagten Ländern stagnieren; dies wird nicht zu erwarten 

                                                        
14 Die lineare Regression des BIP-Wachstums in Deutschland in Abhängigkeit von den 

Indizes des Outputs in den betrachteten Beitrittsländern sowie den deutschen Exporten 
und den Direktinvestitionen dorthin lieferte folgende Gleichungswerte bei R2 = 0,96 
(Ergebnisse nur teilweise signifikant): 
 Schnittpunkt BIP-Index Exportindex ADI-Index 

Koeffizienten 106,31 -0,13 0,07 0,004 
  t-Statistik 9,24 -0,93 3,19 0,38 
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sein, da die bilaterale Kapitalverflechtung zwischen Deutschland und der Region 
vor allem die Reimporte anziehen läßt. Sie spiegeln die weitergehende Auslage-
rung (Outsourcing) und die Lizenzproduktion wider, mit denen die deutsche 
Wirtschaft arbeitsintensive Tätigkeiten zu Hause reduziert – eine Tendenz, die 
sich in den 90er Jahren verstärkt einstellte. Im Ergebnis war die deutsche Han-
delsbilanz mit den fünf zuletzt leicht negativ (Tabelle 4).  

 
 

Tabelle 4: Deutscher Außenhandel mit Ostmitteleuropa 2002, Mrd. Euro 

 Polen Tschechien Ungarn Slowakei Slowenien Gesamt Saldo 

Export 16,1 16,1 11,2 4,1 2,4 49,8 

Import 14,2 16,2 12,1 5,1 2,6 50,2 
-0,4 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
 
 

Auf längere Sicht könnte die deutsche Wirtschaft zwar wieder Nettoexporte 
im Handel mit den Ländern erzielen. Deutschland dürfte nämlich seine Position 
als Hauptlieferant hochwertiger Gebrauchsgüter und Fahrzeuge behaupten kön-
nen. Der dabei zustande kommende reale Wachstumseffekt würde dennoch be-
schränkt bleiben. Zum einen dürften die möglichen Nettoexporte gemessen am 
deutschen BIP klein sein. Zum anderen ist der Einkommensmultiplikator in 
Deutschland relativ gering, so daß sich die Wachstumswirkung dieser zusätzli-
chen Exportnachfrage in engen Grenzen halten dürfte.15  

Fazit 
Die vierte Erweiterungsrunde der EU schafft einen großen Handels- und Wirt-
schaftsraum und bringt einige ökonomische Vorteile mit sich, die jedoch asym-
metrisch ausfallen. Die Alt-EU-Mitglieder werden vorerst weniger von der Auf-
nahme der Osteuropäer profitieren. Den beitretenden Volkswirtschaften bietet 
sich die Option, durch aufholendes Wachstum den Anschluß an den Westen zu 
schaffen.16  

Nach der Liberalisierung und Transformation ihrer Wirtschaft schließen die 
Länder seit Mitte der 90er Jahre zwar auf. Entscheidend für das aufholende 
Wachstum war aber nicht die Öffnung per se, sondern die Überwindung struktu-
reller Verwerfungen aus der Planwirtschaft. Dabei spielte in den Beitrittsländern 

                                                        
15 Wegen relativ hoher Steuer- und niedriger Konsumquote/hoher Sparquote liegt der 

Multiplikator bei ca. 2,5.  
16 Eine solche Perspektive ergibt sich aus den Integrationsvorteilen, insbesondere aus der 

fallenden Risikoprämie für Investitionskapital innerhalb einer politisch und wirtschaft-
lich stabilen Gemeinschaft.  
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Graphik 4: BIP-Index in Deutschland  
und den mitteleuropäischen Beitrittsländern (MOEL), 1990 = 100 

Quelle: Eurostat, UN ECE. 
 

 
die Binnennachfrage eine größere Rolle für das Wachstum als der Außenhandel 
mit und die Direktinvestitionen aus der EU bzw. Deutschland. Auch künftig wird 
die Binnennachfrage für das Wachstum in "Ost" von entscheidender Bedeutung 
sein. Nach dem Beitritt wird der Handel mit der West-EU weiter expandieren, al-
lerdings werden nicht nur die Exporte, sondern auch die Importe zunehmen, was 
eine dämpfende Wirkung für das Wachstum hat. An der Modernisierung des Ka-
pitalstocks wird der 1. Mai 2004 zunächst wenig ändern, weil die Direktinvestiti-
onen aus "West" nicht sprunghaft ansteigen. Ferner können sie nicht − abgesehen 
von Schwerpunktprojekten, insbesondere in der Autoproduktion − die Moder-
nisierungsaufgabe allein übernehmen. Modernisierung und Ausbau bedürfen wei-
terhin nationaler Anstrengungen und werden wegen des allgemein unzulänglichen 
Zustands des Kapitalstocks-Ost als Ganzes noch länger anhalten.  

Da beide Großräume ihren Austausch bereits in den 90er Jahren weitgehend 
liberalisiert und ihre institutionellen Strukturen angeglichen haben, dürfte die hei-
ße Phase des Strukturwandels und des Transformationsbooms in "Ost" vorbei 
sein. Die Wachstumsraten in der Beitrittsregion sind seitdem zurückgegangen, 
während das Wachstum in der EU-15 nur geringe Impulse aus der Ostöffnung er-
fahren hat. Somit dürfte der 1. Mai 2004 unter sonst gleichen Bedingungen mit-
telfristig ohne spürbare Bedeutung für die reale Ost-West-Konvergenz sein.  

Wegen der unterschiedlichen Wirtschaftsstrukturen, Einkommensniveaus und 
Verbraucherpräferenzen könnten sich hingegen einige negative Effekte für die 
Region "West" und für Deutschland einstellen. Niveaubedingt dürfte noch länger 
Kapital in West-Ost-Richtung fließen, um den Investitionsbedarf in den Beitritts-
ländern zu decken. Liegen Nettoabflüsse vor, kommt es zu einer Wachstumsver-
langsamung und zum Abbau von Arbeitsplätzen in "West". Zwar läßt ein Netto-
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kapitalexport auf einen Handelsüberschuß Westeuropas mit den "Neuen" schlie-
ßen, der im Prinzip arbeitsplatzschaffend ist. Allerdings sind die möglichen Han-
delssalden zu gering, um viele Arbeitsplätze entstehen zu lassen, weil der Investi-
tionsaufwand je Arbeitsplatz in der EU-15 bzw. in Deutschland groß ist. Betriebs-
wirtschaftlich rechtfertigt dies Produktionsverlagerungen nach Osteuropa, so daß 
per Saldo Arbeitsplätze − vorerst − verloren gehen dürften.  

Da die EU eine Gemeinschaft politisch gleichberechtigter Partner ist, ist es 
als bedenklich zu bewerten, wenn innerhalb der Länderstruktur politische und ö-
konomische Gewichte spürbar auseinanderfallen. Es kann kaum von Vorteil sein, 
sollte z. B. die südosteuropäische Region (nach 2007 oder später mit Bulgarien, 
Rumänien und Kroatien) im ungünstigen Fall noch Jahrzehnte ein wirtschaftli-
ches Leichtgewicht bleiben. Die langsame Schließung der Wohlstandslücke zieht 
lang anhaltende West-Ost-Mitteltransfers für Strukturmaßnahmen und die Land-
wirtschaft in die MOEL/SOEL nach sich. Ein gravierendes West-Ost-
Einkommensgefälle von Dauer birgt die Gefahr einer Zweiklassen-Union, die 
durch politische Spannungen und Verteilungskonflikte handlungsunfähig werden 
kann. Ein schnelleres Wachstum in Mittelost- und Südosteuropa schafft Abhilfe, 
allerdings stehen dort mehr Investitionen und anderen Wirtschaftsaktivitäten noch 
verschiedene nichtmaterielle Hindernisse im Wege. Der Beitritt bietet die Chance, 
den Abbau solcher Hindernisse, insbesondere der Korruption als Wachstums-
bremse, erfolgreich zu bewältigen. Dazu sollte der Westen den "Neuen" mit 
Know-how und materieller Unterstützung stärker unter die Arme greifen. 

 
(Abschluß des Manuskripts: 18.05.2004) 


